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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
der Kosten zur Bekämpfung des Hochwassers 2023/2024 in Niedersachsen 

RdErl. d. MI v. 08.11.2024 – 71-14617/20-28 – 

– VORIS 21100 – 

 

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 

1.1 Das Land gewährt nach § 31 Abs. 3 Satz 3 NKatSG, nach Maßgabe dieser Richtlinie und der VV/VV-
Gk zu § 44 LHO Zuwendungen zu den Kosten, die den unteren Katastrophenschutzbehörden bei der Bekämp-
fung eines außergewöhnlichen Ereignisses ungewöhnlichen Ausmaßes entstanden sind. 

Ziel der Zuwendung ist es, den erheblichen Ausgabenanfall, der bei den unteren Katastrophenschutzbe-
hörden durch die Bekämpfung des Hochwassers 2023/2024 entstanden ist, abzumildern, um eine Beeinträch-
tigung der finanziellen Leistungsfähigkeit der unteren Katastrophenschutzbehörden zu verhindern und somit 
der Aufrechterhaltung der für die Gesellschaft wichtigen Katastrophenschutzstrukturen zu dienen, an deren 
Erhalt das Land ein besonderes Interesse hat. 

1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet 
die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushalts-
mittel. 

2. Zuwendungsempfänger 

Antragsberechtigt sind die unteren Katastrophenschutzbehörden, die ein außergewöhnliches Ereignis ge-
mäß § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NKatSG im Zeitraum vom 26.12.2023 bis einschließlich 15.01.2024 aufgrund 
des Hochwassers 2023/2024 festgestellt haben. 

3. Bewilligungsvoraussetzungen 

3.1 Voraussetzung ist, dass die untere Katastrophenschutzbehörde ein außergewöhnliches Ereignis ge-
mäß § 20 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 NKatSG im Zeitraum vom 26.12.2023 bis einschließlich 15.01.2024 aufgrund 
des Hochwassers 2023/2024 festgestellt hat. 

3.2 Der Zuwendungsempfänger hat sämtliche Belege zu prüfen und die sachliche und rechnerische Rich-
tigkeit der Ausgaben zu bestätigen.  

3.3 Sämtliche Ausgaben sind zunächst durch den Zuwendungsempfänger gegenüber den Rechnungs-
stellenden zu begleichen. 
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4. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 

4.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektför-
derung mit bis zu 75 % der zuwendungsfähigen Ausgaben gewährt. 

4.2 Abweichend von VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO können Zuwendungen auch unterhalb der Bagatellgrenze 
in Höhe von 25 000 EUR bewilligt werden. 

4.3 Zuwendungsfähig sind die Einsatzausgaben der unteren Katastrophenschutzbehörden, ab dem Zeit-
punkt der Feststellung des Eintritts des außergewöhnlichen Ereignisses bis zur Feststellung des Endes des 
außergewöhnlichen Ereignisses. Nicht zuwendungsfähig sind Eigenleistungen (Personal- und Sachleistun-
gen) des Zuwendungsempfängers, bei denen es sich um laufende Kosten handelt.  

4.4 Ausgaben für den Lohnersatz öffentlicher Arbeitgeber sind gemäß den Bestimmungen des NKatSG 
nicht erstattungsfähig. 

4.5 Einsatzausgaben nach Nummer 4.3 sind alle Ausgaben, die im Zusammenhang mit der Bekämpfung 
des außergewöhnlichen Ereignisses tatsächlich entstanden sind. Im Wesentlichen handelt es sich dabei um 
Ausgaben für den Lohnersatz der ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer und um Ausgaben für Material- und 
Verbrauchsmittel, z. B. Betriebsstoffe für Fahrzeuge und Geräte, Ausgaben für die Verpflegung der Einsatz-
kräfte oder erforderliche (Ersatz-)Beschaffungen zur Lagebewältigung. Auch Schäden an Einsatzmitteln, die 
im Zusammenhang mit der Lagebewältigung entstanden sind, zählen zu den Einsatzausgaben, sofern kein 
Erstattungsanspruch gegenüber Dritten besteht. Vorhaltekosten und Ausgaben im Zuge unmittelbar durch 
Einsatzkräfte und Einsatzfahrzeuge bei der Bekämpfung verursachter Schäden zählen nicht zu den Einsatz-
ausgaben. 

4.6 Reparaturleistungen und (Ersatz-)Beschaffungen, die nicht innerhalb von zehn Monaten nach dem 
Ende des Einsatzes beauftragt wurden, sind nicht zuwendungsfähig. Langfristige und finanziell aufwendige 
Ersatzbeschaffungen sind umgehend zu melden und mit einem Kostenvoranschlag zu versehen. 

4.7 Ausgaben für den Lohnersatz bei nicht-öffentlichen Arbeitgebern sind auch für den Freistellungszeit-
raum zur Wiederherstellung der Arbeits- und Dienstfähigkeit zuwendungsfähig bis höchstens einen Tag nach 
dem Ende des jeweiligen Einsatzdienstes. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Schichtdienst, die 
vorgeplante Arbeitszeiten am Wochenende aufgrund eines Einsatzdienstes nicht erbringen konnten, ist zur 
Erstattung der Ausgaben für den Lohnersatz ein Nachweis über den Schichtplan zu erbringen. 

5. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

5.1 Der Zuwendungsempfänger darf über Gegenstände, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks erwor-
ben oder hergestellt wurden, vor Ablauf der im Zuwendungsbescheid festgelegten zeitlichen Bindung aus-
schließlich zweckbestimmt, d. h. im Zusammenhang mit den Aufgaben nach dem Katastrophenschutzgesetz, 
verfügen. 

5.2 Die Kumulierung der Zuwendung mit Mitteln aus Förder- oder Hilfsprogrammen ist zulässig. Eine 
mehrfache Geltendmachung desselben Schadens in verschiedenen Programmen und eine Überkompensa-
tion sind unzulässig. 

6. Anweisungen zum Verfahren 

6.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die 
Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendung gelten die VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie abwei-
chende Regelungen getroffen sind. 

6.2 Bewilligungsbehörde ist das NLBK. 

6.3 Der Antrag auf Gewährung einer Zuwendung ist bei der Bewilligungsbehörde im elektronischen Ver-
fahren zu stellen. Dem Antrag ist eine tabellarische Aufstellung in der Reihenfolge der Belege getrennt nach 
Ausgaben für personelle und sachliche Aufwände beizufügen. Tankbelege sind gesondert mit der Angabe des 
entsprechenden KFZ-Kennzeichens und einer laufenden Belegnummerierung zu versehen. 
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6.4 Sämtliche Ausgaben sind durch Rechnungen oder Zahlungsbelege nachzuweisen. Die Belege sind 
bei der Bewilligungsbehörde im PDF-Dateiformat vorzulegen. Belege in Papierform sind entsprechend einzu-
scannen und dann als PDF-Dateiformat einzureichen. Pauschale Kostensätze, wie z. B. Kilometerpauschalen, 
gehören nicht zu den erstattungsfähigen und nachweisbaren Ausgaben nach den Nummern 4.3 bis 4.6. 

6.5 Die Bankverbindung ist von dem Antragsteller auf dem Titelblatt des Antrags anzugeben. 

6.6 Mit dem Antrag ist zu bestätigen, dass kein Erstattungsanspruch gegenüber Dritten besteht. 

6.7 Anträge sind spätestens bis zum 31.03.2025 bei der Bewilligungsbehörde zu stellen. 

6.8 Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Abrechnung der Maßnahme. 

6.9 Für die Gewährung von Zuwendungen nach dieser Richtlinie gilt eine Ausnahme vom Verbot des 
vorzeitigen Vorhabenbeginns. Frühester Vorhabenbeginn ist der 26.12.2023. 

6.10 Der Antragsteller ist darauf hinzuweisen, dass eine Prüfung durch den LRH oder dessen Beauftragte 
sowie das MI oder dessen Beauftragte erfolgen kann. 

7. Schlussbestimmungen 

Dieser RdErl. tritt am 08.11.2024 in Kraft und mit Ablauf des 30.06.2025 außer Kraft. 

 

An  
die unteren Katastrophenschutzbehörden 
das Niedersächsische Landesamt für Brand- und Katastrophenschutz 
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